Die Fragen

Frage 1: Wird es in Greifswald bis 2010 oder in absehbarer Zeit einen Betriebskostenspiegel geben?
Frage 2: Gibt es neue Verkaufspläne für kommunales Wohneigentum?
Frage 3: Greifswald hat im Vergleich zu anderen Städten sehr hohe Mieten. Ist geplant, für 

Einheimische mit geringem Einkommen und Studenten mehr Kleinstwohnungen bzw. 

Singlewohnungen zu schaffen?

Frage 4: Was wollen Sie generell für die Mieter in Greifswald tun?
Frage 5: Wie gewährleisten Sie die Umsetzung der Richtlinien für die Kosten der Unterkunft bei ALG II Empfängern?

Frage 6: Wie wollen Sie mehr Studierende dazu motivieren, sich in Greifswald mit Erstwohnsitz anzumelden?

Frage 7: Sind Sie daran interessiert, dass Umzüge von Bedürftigen intensiver durch die ABS 

durchgeführt werden?
Antworten der CDU

1. Die anfallenden Betriebskosten sind so individuell wie die Wohngewohnheiten der Menschen. Während es der Eine eher kuschelig warm haben möchte, reichen einem Anderen knapp 20 °C Raumtemperatur. Aber auch viele andere Aspekte verändern die individuellen Mietnebenkosten. Zwei Menschen in einer kleineren Wohnung verursachen pro Quadratmeter wesentlich höhere Betriebskosten als ein Single-Haushalt in einer großzügigeren Wohnung. Daher ist ein Betriebskostenspiegel kein wirklich geeignetes Mittel für einen sinnvollen Vergleich von Betriebskosten. Sinnvoller ist es z.B. bei der Anmietung von Wohnraum auf die Vorlage des verpflichtenden Energiepasses zu achten und eigenverantwortlich darauf hinzuarbeiten, die Betriebskosten so niedrig wie möglich zu halten. 

2. Darüber, ob die neue Bürgerschaft erwägt, kommunales Wohneigentum zu veräußern, kann natürlich nur die neu zu wählende Bürgerschaft befinden. 

3. Im Vergleich zu anderen ostdeutschen Universitätsstädten, wie beispielsweise Jena oder Potsdam hat Greifswald durchschnittliche Mieten aufzuweisen. Die bislang immer weiter steigende Zahl der Studierenden hat natürlich den Markt kleinerer Wohnungen enger werden lassen, was zu steigenden Mieten geführt hat. Hier gilt es aus Sicht der CDU anzusetzen. 

Mehr Nachfrage wird auf dem Wohnungsmarkt zu einem Mehr an Angebot führen, was wiederum auf Mietpreise stabilisierend wirkt. Die CDU hat im Gegensatz zu anderen Fraktionen bislang Investoren immer unterstützt, die gerade für den studentischen Bedarf Wohnraum schaffen wollten und wird dies auch weiterhin tun. 

4. Wohnqualität ist Lebensqualität. Mit dem Programm „Stadtumbau Ost“ ist Greifswald vor allem im Bereich der Plattenbausiedlungen einen großen Schritt vorwärts gekommen. Dies werden wir auch weiterhin nach Kräften fördern. Unsere Vertreter im Aufsichtsrat der WVG mbH werden die Investitionen dieser städtischen Gesellschaft auch künftig positiv begleiten. Wichtig ist uns, darüber hinaus auch zukünftig dafür Sorge zu tragen, dass die soziale Infrastruktur gerade in diesen Gebieten der Stadt erhalten bleibt und noch weiter ausgebaut wird. 

5. Für die Umsetzung der Richtlinien der Kosten der Unterkunft ist die ARGE in Kooperation mit dem Sozialamt der Stadt zuständig. Die CDU wird sich wie bisher schon in den zuständigen Ausschüssen von der Verwaltung und der ARGE darüber Bericht erstatten lassen. 

6. Die Universitäts- und Hansestadt Greifswald zahlt seit dem Jahr 2005 eine Umzugsbeihilfe an Auszubildende und Studenten, die sich in Greifswald ausbilden lassen bzw. studieren und ihre Hauptwohnung nach Greifswald verlegen. Dieses „Begrüßungsgeld“ hat bislang großen Anklang gefunden. Man muss jedoch bedenken, dass für viele außerhalb Greifswalds wohnende Eltern von Studierenden die steuerlichen Anreize größer sind, so dass für diese 

Studierenden eine Ummeldung nicht in Frage kommt. Darüber hinaus wird die CDU-Fraktion ihren Teil dazu beitragen, andere Vergünstigungen im Rahmen des KuS dahingehend attraktiver zu gestalten, dass die Erstwohnsitznahme dadurch weiter angeregt wird. 

7. Es wird durch die CDU unterstützt, dass Bedürftige bei Umzügen innerhalb Greifswald im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten durch die ABS GmbH Hilfe erhalten. Dabei ist natürlich der individuelle Einzelfall durch die ARGE, das Sozialamt in Abstimmung mit der ABS GmbH zu prüfen.

Antworten der LINKEn
[image: image1.jpg]1_Wird es in der Universitéits- und Hansestadt Greifswald bis 2010 oder in absehbarer Zeit
einen Betriebskostenspiege! geben?

Die Explosion der ,zweiten Miete", also der Betriebskosten, ist fiir viele Einwohner zu einer
bedrohenden Belastung geworden. Die Kommunalpolitik muss diesbeziiglich endlich steuernd
eingreifen. Gebiihren u.a. filr Miill, Wasser oder Energie miissen sich in unserer Stadt gerechter
gestalten. Die Erstellung eines Betriebskostenspiegels werden wir ausdriicklich unterstiitzen. Er kann
ein niltzliches Instrument sein, mit dessen Hilfe Preisentwicklungen auf ein gerechteres, bezahlbares
Ma zu bringen sind.

2_Gibt es neue Verkaufsplane fiir kommunales Wohneigentum?

Der Versuch von CDU, FDP und SPD, Anteile der Wohnungsgeselischaft WVG an einen
Kapitalanleger zu verkaufen, war abenteuerlich und unverantwortiich! Die WVG ist der grofte
Vermieter in unserer Stadt und dient der kommunalen Daseinsvorsorge. Die wichtigste Aufgabe des
Untenehmens ist es, attraktiven und bezahlbaren Wohnraum in Greifswald anzubieten. Das Ziel
eines privaten Investors wre es aber, maximalen Profit zu erwirtschaften. Die Folgen eines Verkaufs
wiren die Reduzierung von geplanten Wohnraumsanierungen, die Senkung der Lohnkosten fiir WVG-
Mitarbeiter und zwangsléufig auch Mieterhdhungen gewesen.

Mit viel Engagement konnte der Verkauf von WVG-Anteilen im letzten Jahr verhindert werden. Somit
sind CDU, FDP und SPD nach den Bemiihungen, die Stadtwerke zu verkaufen, zum zweiten Mal
damit gescheitert, kommunales Eigentum zu verscherbeln. Zum Gliick fiir die Greifswalderinnen und
Greifswalder!




[image: image2.jpg]DIE LINKE fordert das endgiiltige Ende der Privatisierungsbemiihungen! Die Einrichtungen der
kommunalen Daseinsvorsorge gehdren allen Greifswalderinnen und Greifswaldern! WVG,
Stadtwerke, Krankenhaus, Sparkasse, offentlicher Personennahverkehr und Versorgungs- und
Entsorgungsbetriebe gehdren nicht in private Hand! DIE LINKE wird fiir den Erhalt unseres
kommunalen Eigentums kampfen!

3_ Die Universitéts- und Hansestadt Greifswald hat im Vergleich zu anderen Stédten sehr
hohe Mieten. Ist geplant, fir Einheimische mit geringem Einkommen und Studenten mehr
Kleinstwohnungen bzw. Singlewohnungen zu schaffen?

Es ist aus unserer Sicht unabdingbar, aktuellen bzw. prognostizierten Bedarfen auf dem
Wohnungsmarkt in engem Zusammenwirken mit den groken Wohnungsgesellschaften der Stadt, also
mit WVG und WGG, zu begegnen. Wenn ein erhhter Bedarf an Kleineren Wohneinheiten vorhanden
ist, sollten die Stadtverwaltung und die Biirgerschaft ihren Einfluss auf die Wohnungsgesellschaften
bemiihen, damit das untemehmerische Handeln von WVG und WGG diese veranderten Bedarfe
beriicksichtigt. Wichtig bei allen Entwicklungen auf dem Wohnungsmarkt ist, dass WVG und WGG
von der Stadt unterstiitzt werden, damit sie attraktiven Wohnraum zu sozial vertréglichen Mieten in
allen Stadtteilen anbieten knnen.

4_Was wollen Sie generell fir die Mieter in der Universitéts- und Hansestadt Greifswald tun?

Unsere Einflussnahme wollen wir auf ein Wohnen nach den Bedirfnissen und finanziellen
Moglichkeiten der Greifswalderinnen und Greifswalder ausrichten. Dabei spielen Fragen der
Gestaltung des Wohnumfeldes, der passgerechten Angebote fiir junge Familien und Senioren, der
Gemeinwesenarbeit und Kooperation aller Beteiligten eine entscheidende Rolle.

Insbesondere werden wir uns fiir die Mieter in den grofen Wohnvierteln engagieren. Greifswald
besteht nicht nur aus der Innenstadt. Die meisten Greifswalderinnen und Greifswalder leben in
Schonwalde | & II und im Ostseeviertel. Diese Stadtteile miissen aus unserer Sicht in ihrer gesamten
Funktionalitit stetig weiterentwickelt werden. Hier brauchen die Menschen soziale und kulturelle
Einrichtungen. Hier muss das Wohnumfeld gestaltet werden. Hier brauchen wir ein starkes und
kreatives Quartiersmanagement.

DIE LINKE wird sich auch fiir die Stérkung der Ortsteilvertretungen einsetzen. Sie bieten eine gute
Méglichkeit, kommunalpolitische Entscheidungen zugunsten der Bewohner der Staditeile zu
beeinflussen.

5_ Wie gewshrieisten Sie die Umsetzung der Richtlinien fir die Kosten der Unterhunft bei
ALG-ll-Empfangem?

Die HARTZ-IV-Gesetzgebung ist aus unserer Sicht Armut per Gesetz'. Wir werden auch weiterhin auf
allen politischen Ebenen den Ausstieg aus dieser sozial ungerechten, ausgrenzenden Politik fordem!
Die Leistungen, die HARTZ IV den Betroffenen zugesteht, sind bei weitem nicht ausreichend, damit
alle Biirgerinnen und Biirgern annahernd gleiche Lebens- und Entwicklungschancen erhalten.

Die Richtlinien fiir die Kosten der Unterkunft definieren Mindeststandarts, die teilweise so eng
bemessen sind, dass ein wiirdevolles Leben der Betroffenen nicht gewahrleistet ist. Trotzdem milssen
zumindest diese Mindeststandarts uneingeschrankt umgesetzt werden. Die Stadt muss diesbeziiglich
ihren Einfluss auf die ARGE stérker nutzen. Die tatséchlichen Kosten der Unterkunft milssen erstattet
werden.




Antworten der SPD

[image: image3.jpg]Frage 1 (soll es Betriebskostenspiegel geben, bis 2010 oder
zeitah?):

Die SPD will fir Greifswald kiinftig neben dem Mietspiegel auch die
Erstellung  eines  Betriebskostenspiegels erreichen. Dies sichert
Vergleichbarkeit zwischen Mietwohnungen und Iasst damit auch Kontrolle
des Mieters - nicht zuletzt auch gegeniiber dem eigenen Vermieter — zu
Zugleich erhoht es die Transparenz der ,wahren (warmen) Miete" und
ermoglicht bei der Suche nach neuem Wohnraum Planbarkeit und
Vergleiche zwischen den Mitteilungen der Vormieter ber deren
Verbrauchsdaten und den Durchschnittswerten.

Die SPD favorisiert hierbei einen Gleichklang von Erhebung der Daten fiir
den Mietspiegel und fiir den Betriebskostenspiegel

Frage 2 (gibt es Verkaufsplane filr komm. Wohneigentum?):

Die SPD hat sich in iirem Wahlprogramm auf einen Verzicht auf solche
Verkaufe stadtischer Gesellschaften - und damit auch die Erhaltung des
(mittelbaren) kommunalen Wohneigentums - festgelegt.

Frage 3 (sind mehr Kleinst- oder Singlewhg. geplant?):

Die Schaffung und Erhaltung von Wohnraum zu angemessenen Preisen
auch fir schmalere Geldbeutel ist erklartes Ziel der SPD. Hierbel sind
Jedoch Wohnungen unterschiedlicher GroBe und Zuschnitte im Blick, da
auch Familien eine bezahlbare Miete moglich bleiben muss

Hierbel werden die bereits begonnenen Neubauplanungen der WVG
unterstitzt, die in Teilen - insbesondere auch altersgerechte - Wohnungen
mit geringern WohnungsgréBen gesondert bericksichtigen. Zugleich
mochte die SPD sich im Aufsichtsrat der WVG fir Bereiche des
bestehenden Wohnungsbestandes einsetzen, deren Sanierungsumfang
und -finanzaufwand das Ziel gunstigerer Mietgelegenheiten berticksichtigt.
Dabei kann die Losung nicht lauten, dass dort auf Investitionen in Ganze
verzichtet wird, weil andernfalls die Betriebskosten ins Unermessliche zu
steigen drohen. Es bleibt aber eine geringere Sanierungsintensitat
méglich, die dann geringere Mietbelastungen ermégiicht.

Frage 4 (Was soll generell fiir Mieter in HGW getan werden?):

Die wohnungspolitischen Angebote der SPD sind vorab bereits dargestellt
worden. Uber den engen Kreis der eigenen Wohnung und Mieththe hinaus
steht als zentrale Forderung der SPD im Kommunalarbeitsprogramm fur
die néichste Legislatur 2009-2014 die Schaffung von und Forderung der
Stadtteilzentren, gerade auch in den Neubaugebieten, an. Damit sollen
kulturelle, soziale und gesellschaftliche Angebote verstarkt an die
Menschen — unabhéngig davon, ob die Wohnung als Mieter oder
Eigentumer genutzt wird - heranriicken und deren Wahrnehmung

erleichtern. Das sozio-kulturelle Angebot soll damit gerade in den so
genannten Neubaugebieten ausgebaut werden.

Grundlage hierfiir sollen bereits geschaffene oder in der Sanierung
befindliche Zentren sein. Diese sollen (iber Kinder und Jugendiiche hinaus
verstarkt auch Angeboten fur weitere Generationen gesffnet werden. Eine
Zusammenarbeit mit den Anbietern verschiedenster Kultur-, Bildungs- und
Freizeitangebote soll dabei ermaglichen, dass diese Angebote nihe zu den

Wohnorten der Menschen gelangen. Es soll zudem eine Identitat in den
Vierteln entstehen und verstarkt werden, was bereits durch die

verschiedenen Quartiersmanagementakivitaten _erfolgreich  begonnen
wurde.

Die SPD wird ihre Schwerpunkt auch in den nachsten 5 Jahren
insbesondere bei Kindern und Jugendiichen setzen. Deshalb wollen wir
eine Versorgung mit Schulen und Kindertagesstatten in den Stadtteilen
sichern. Diese offentliche Riume haben regelmaBig auch eine
Stadteilfunktion, die iber die Betreuung und Bildung hinausgeht. Sie
erméglichen aber vor allem ,kurze Wege fir kurze Beine" und schaffen
einen Wohnrahmen fir die Einwohner eines Stadtteils, der eine dortige
Versorgung mit allen notwendigen Dienstleistungen erméglicht.




[image: image4.jpg]Hierzu gehért auch, dass die - auch durch unser besonderes Zutun -
begonnene  Sanierung der Schul- und  KiTa-Gebaude in den
Neubaugebieten kontinuierlich fortgesetzt wird. Wir haben dabei in den
letzten ~ Jahren mit  durchgesetzt, dass kunftig jahrlich ein
Investitionskorridor im kommunalen Haushalt besteht, der zum Aufholen
des in groBen Teilen mehr als 10 Jahre wahrenden Investitionstaus dient.
Wir wissen, dass nicht alle Schulen und KiTas sofort und gleichzeitig
saniert werden konnen. Wir wollen aber jedes Jahr einen Teil davon
abarbeiten und werden dies auch in den kommenden Jahren verfolgen.

2u guter letzt wollen wir eine Ausweitung des Kindermittagstisches aur
weitere Stadtteile bewirken. Die Initiative fir dieses Projekt hat sich in der
Praxis bewahrt. Zugleich hat sich gezeigt, dass der Bedarf iher das jetzige
Angebot hinausgeht und vor allem Kinder und Jugendiiche aus
benachbarten Stadtteilen ebenfalls ins TAKT kommen. Auch hier wollen
wir die Wege fiir die teilnehmenden Kinder und Jugendlichen verkirzen, in
dem ein solche Angebot in deren Stadtteilen ebenfalls Stiick fr Stiick
etabliert wird.

Frage 5 (Gewihrleistung der Umsetzung der Richtlinie zu den
Kosten fiir ALG-II-Empfénger?):

Die Umsetzung dieser Richtlinie erfordert zunachst einen moglicht
realititsnahen Inhalt der darin enthaltenen Festlegungen. Bei der
Umsetzung solcher abstrakten Vorgaben sind einzelne Fehientwicklungen
Jedoch nicht auszuschlieBen, weshalb wir ,Feinsteuerungsinstrumente” fiir
solche Einzelfalle benotigen.

Die Richtlinie bedarf einer realititsgerechten Ausgestaltung. Dabei werden
uns sowohl der Mietspiegel und auch der von uns gewolite kinftige
Betriebskostenspiegel helfen. Die Gestaltung dieser Richtiinie hat der
zustandige 2. Birgermeister und Sozialdezernent UIf Dembski bei der
letzten Uberarbeitung bereits in enger Abstimmung mit dem Sozialberater
der Diakonie vorgenommen, um die praktischen Erfahrungen der
Betroffenen verstérkt beriicksichtigen zu kbnnen. Wir gehen davon aus,
dass dieser ,neve St auch bei kiinftigen Uberarbeitungen dieser
Richtlinie realitatsnahere Vorgaben sicherstellen wird.

Far die Zukunft wird es zudem einen Ombudsmann bei der ARGE geben,
der fur einzelne Streitfragen eine vermittelnde Rolle einnehmen kann. Wir
gehen jedoch davon aus, dass auch kinftig der zustandige Dezernent UIF
Dembski - wie bereits bisher - auf entsprechende Anregungen fur
Fehlentwicklungen hierbei als Ansprechpartner in konkreten Einzelfallen
2ur Verfiigung stehen und unterstitzend eingreifen wird.

Frage 6 (Wie sollen mehr Studierende zum Erstwohnsitz motiviert
werden?):

Die SPD sieht den eingeschlagenen Weg des positiven Motivierens als
richtig an. Die finanziellen Anreize fiir eine Erstwohnsitzanmeldung in
Greifswald mochte die SPD auch kinftig sicherstellen. GleichermaBen
halten wir die Ummeldemaglichkeit im Rathauskeller wahrend der
Erstsemesterwoche im Wintersemester fir richtig, um die Wege fiir die
Studierenden zu verkiirzen und diese moglichst zeitnah zu einer
Ummeldung zu motivieren.

Den alternativen Weg moglicher Repressionen, wie beispielsweise durch
eine Zweitwohnungssteuer, lehnen wir weiterhin entschieden ab. Wir
wollen  Greifswalds neue Einwohnerinnen und Einwohner freundiich
begriBen und nicht gleich zu Beginn Gastunfreundiichkeit durch einen
2Zweitwohnungssteuerbescheid signalisieren.

Frage 7 (Umziige Bediirftiger durch die ABS?

Es gibt keine Einwdnde, warum diese Moglichkeit auf Wunsch
umziehender Bediirftiger verstellt werden sollte. Es gibt aber auch kein
politisches Ziel der SPD fir die kiinftige kommunale Legislatur, dies
kinftig ,zu intensivieren®.

dass dieser ,neue StI® auch bei kinftigen Uberarbeitungen dieser
Richtlinie realitatsnahere Vorgaben sicherstellen wird.

Fir die Zukunft wird es zudem einen Ombudsmann bei der ARGE geben,
der fur einzelne Streitfragen eine vermittelnde Rolle einnehmen kann. Wir
gehen jedoch davon aus, dass auch kinftig der zustandige Dezernent UIF
Dembski - wie bereits bisher - auf entsprechende Anregungen fir
Fehlentwicklungen hierbei als Ansprechpartner in konkreten Einzelfallen
2ur Verfigung stehen und unterstitzend eingreifen wird.




Antworten der GRÜNEn
1. Sofern es uns gelingt, in der nächsten Bürgerschaft mehr Einfluss zu haben, werden wir uns 

für die Einführung eines Betriebskostenspiegels stark machen. Damit einher geht eine 

bessere Kontrollierbarkeit der Kosten der tatsächlichen Miete.

2.  Aktuelle Verkaufspläne sind uns nicht bekannt. Wir sind der Ansicht, Unternehmen der 

Daseinsfürsorge – und dazu müssen im weiteren Sinne auch Wohnungsunternehmen gezählt 

werden – in kommunaler Hand zu belassen. Gerade die Wirtschaftskrise zeigt, dass dem 

Privatisierungswahn ein Ende gesetzt werden muss.

3.  Allein die Schaffung von Klein- oder Singlewohnungen sagt noch nichts über das Mietniveau aus. Gerade deshalb – zur Schaffung kostengünstiger Wohnungen – ist es notwendig, über die WVG Einfluss auf den Wohnungsmarkt in Greifswald zu haben. 

4.  Kostengünstiger Wohnraum (s. Antworten 2 und 3), gerechte Gebühren, eine funktionierende Infrastruktur, gute Einkaufsmöglichkeiten (Beispiel Innenstadt), kinder- und 

familienfreundliches Umfeld und, last but not least, Schaffung und Ausbau der kulturellen und sozialen Angebote in unmittelbarer Nähe von Wohngebieten. Kritisch sehen wir zurzeit den Kindermittagstisch, der mehr oder minder eine Alibifunktion hat. Dieser müsste gezielt und flächendeckend ausgebaut werden und allen Kita- und Schulkindern zur Verfügung stehen, um Stigmatisierungen zu vermeiden. Auch müsste er einkommensarmen Familien als 

Rechtsanspruch zur Verfügung stehen, er soll und darf nicht als Almosen verstanden werden. 

5.  Wir werden die Umsetzung der RL durch ständiges Thematisieren der Problemlagen der ALG II-Berechtigten im Sozialausschuss und in der Bürgerschaft beobachten und ggf. eingreifen. Das Primat der Politik muss im Vordergrund stehen. Die Einflussmöglichkeiten der Stadt in der Trägerversammlung der ARGE gehören durchgesetzt. Die unseligen Zielvereinbarungen der Stadt mit der Bundesagentur für Arbeit (X % im Folgejahr zu sparen, gerade auch im Bereich der Kosten der Unterkunft) gehören abgeschafft. Auf Initiative der Bündnisgrünen wurde die Stelle eines/r Ombudsmannes/frau bei der ARGE eingerichtet. Auch dies kann zu einer besseren Verwaltungspraxis führen.

6.  Erhöhung und stärkeres Bewerben des Begrüßungsgeldes, attraktives Umfeld für Studierende

7.  Nein, dies muss aus arbeitsmarktpolitischen Gründen (Arbeitsplätze auf dem ersten 

Arbeitsmarkt) privaten Unternehmen vorbehalten bleiben. ALG II-Berechtigte haben bei 

notwendigen Umzügen Anspruch auf Übernahme der Umzugskosten. Dies muss ggf. die 

Stadt über die Trägerversammlung auch durchsetzen. Bei freiwilligen Umzügen wird im 

Einzelfall zu entscheiden sein.

Antworten der FDP

1. Die Idee eines Mietkostenspiegels, ähnlich eines Mietspiegels, ist gut. Die Umsetzung der Idee ist zu unterstützen. Es sollten ähnlich wie beim Mietspiegel der Mieterbund, die Stadt, die Wohnungsgesellschaften und die örtlichen Versorger zusammenarbeiten. Unabhängig davon, ob das Projekt bereits im Jahr 2010 realisierbar ist, sollte es zügig vorangetrieben werden.

2. Nein! Derzeit gibt es weder interessierte Investoren noch die notwendigen politischen Mehrheiten für einen weiteren Anlauf zur Veräußerung von Anteilen am kommunalen Wohneigentum. Abgesehen davon wäre der aktuell zu erzielende Erlös deutlich geringer als noch vor wenigen Jahren, so dass der Anreiz für ein solches Vorhaben sinkt. Dies bezieht sich natürlich nur auf die Veräußerung größerer Eigentumsanteile. Wenn derzeitige Mieter Wohnraum aus kommunalem Eigentum erwerben wollen, ist dieses Ansinnen zu unterstützen.

3. Eine solche Planung gibt es meines Erachtens nicht. Die örtlichen Wohnungsgesellschaften sind im Rahmen der kommunalen Daseinsvorsorge verpflichtet auch preiswerten Wohnraum vorzuhalten. Die Grundsicherung der Bedürftigen mit Wohnraum im Sinne des SGB II erfolgt über die KdU. Im Übrigen sollte die Nachfrage das Angebot regeln.

4. Im Wesentlichen geht es darum, dass private Investoren bauen können und die WVG sich auf ihre zentrale Aufgabe im Rahmen der Daseinsvorsorge konzentriert, ein breites Angebot an Wohnraum – auch und gerade mit geringem Mietzins – zu erhalten. Darüber hinaus sind Programme zur Wohnumfeldverbesserung, wie beispielsweise ISEK, konsequent weiterzuführen. Bei der Bauleitplanung ist darauf zu achten, dass nicht nur Interessen der Eigentümer, sondern auch das Interesse von Mietern nach bezahlbarem Wohnraum Rechnung 

getragen wird.

5. Durch eine funktionierende ARGE, den Rest regelt das Gesetz und die Rechtsprechung.
6. Greifswald hat mit seiner Umzugshilfe von 150 Euro ein hervorragendes Modell, welches einen wirksamen Anreiz bietet. Das Modell wird seit drei Jahren praktiziert und hat zu einer deutlich höheren Ummeldequote geführt. Dieses Modell ist bei den „Erstis“ im Sinne einer möglichst direkte Ansprache verstärkt zu bewerben.

7. Umzugskosten im Rahmen des SGB II werden erstattet, wenn der Umzug im Sinne des SGB II von der ARGE für notwendig erachtet wird. Erstattet wird das günstigste Angebot eines am Markt tätigen Unternehmens. Der Einsatz der ABS vernichtet im Zweifel genau bei diesen Unternehmen auf dem freien Markt Arbeitsplätze. Ziel der ABS ist es, arbeitsuchende wieder in den ersten Arbeitsmarkt zurückzuführen. Dieses Ziel wird dadurch konterkariert.

